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Historisch ist die Sache allemal:
Noch nie wurde in den USA vor
einem Bundesgericht Anklage
gegen einen früheren Präsiden-
ten erhoben. Heute Abend
Schweizer Zeit ist es so weit.
DannmussDonaldTrump imFe-
deral Court von Miami, zustän-
dig für das südliche Florida, er-
scheinen. Einmalig dürfte der
Fall noch in anderer Hinsicht
werden. Und das hat mit der
Richterin zu tun, die den Prozess
leiten soll. Ihre Rolle als umstrit-
ten zu bezeichnen, dürfte noch
eine Untertreibung sein.

Aileen Cannon gilt bei vielen
US-Rechtsexperten schlicht als
befangen – zumindest was Do-
nald Trump angeht. Denn die
42-jährige Juristin wurde nicht
nurvor drei Jahren vonTrump in

ihr Amt berufen. Sie hatte viel-
mehr schon in einem Prozess
den Vorsitz inne, den der Ex-
Präsident im vergangenen Jahr
selbst angestrengt hatte. Damals
ging es bereits um die Geheim-
dokumente, die das FBI in
Trumps ResidenzMar-a-Lago si-
chergestellt hatte.

Vorwurf: Trump
einseitig bevorzugt
Cannon setzte einen sogenann-
ten Special Master ein, der die si-
chergestellten Dokumente zu-
nächst einmal überprüfen sollte
– eine Entscheidung, die dasVer-
fahren ungewöhnlich zu verlän-
gern drohte und von einem Be-
rufungsgerichtwiderrufenwur-
de. Die – ebenfalls von Trump
eingesetzten – Richter der höhe-

ren Instanz konstatierten, dass
Cannon ihre Befugnisse weit
überschritten und Trump sehr
einseitig bevorzugt habe.

Cannon zählt zu den mehr als
220 Richterinnen und Richtern,
die Donald Trumpwährend sei-
ner Amtszeit an Bundesgerichte
berufen hat – eine ungewöhn-
lich hohe Zahl. Trump hatte vor
seiner Wahl versprochen, mög-
lichst viele konservative Juristen
einzusetzen.DiesesVersprechen
konnte ermithilfe der damaligen
republikanischen Mehrheit im
Senat einlösen.

Die meisten der sogenannten
Trump-Richter sind Juristen,wie
sie auch andere republikanische
Präsidenten berufen haben: kon-
servativ, aber nicht parteipoli-
tisch voreingenommen. Aller-
dings gibt es unter den von
Trump eingesetzten Juristen
auch eine Gruppe, die aus-
schliesslich im Sinne ultrakon-

servativer Republikaner ent-
scheidet. Einer von ihnen ist ein
Richter in Washington, der als
bisher einzigerRichter einenAn-
geklagten freigesprochen hat,
der am Sturm auf das Capitol am
6. Januar 2021 teilgenommen
hatte. Ein anderer blockierte
während der Corona-Pandemie
zeitweise die Impfpflicht für das
US-Spitalpersonal – eine Ent-
scheidung, die der Supreme
Court sofort kassierte.

Deutlich konservativere
Urteile gefällt
Zu dieser Gruppe von Richtern
dürfte auch Aileen Cannon zäh-
len. Eine Studie der University
of Southern California, die
25’000 Urteile in Berufungsver-
fahren vor US-Bundesgerichten

zwischen 1995 und 2020 analy-
sierte, kommt zu dem Ergebnis,
dass die von Trump berufenen
Juristen deutlich konservativer
urteilten als andere von republi-
kanischen Präsidenten ernann-
te Richterinnen und Richter.

In Juristenkreisen umstritten
ist auch, warum ausgerechnet
Cannon den Vorsitz im Prozess
gegen Trump übernehmen soll.
Denn an dem Bezirksgericht für
Südflorida sind insgesamt zehn
Richter tätig. Die Wahl sei zu
fällig auf Cannon gefallen, versi-
cherte eine Sprecherin des Ge-
richts bereits kurz nach Bekannt-
werden der Nominierung am
Samstag: «Das üblicheVerfahren
wurde eingehalten.»

Reymer Klüver

Eine «Trump-Richterin» leitet den Prozess gegen Trump
US-Justiz Aileen Cannon soll in der Verhandlung gegen den Ex-Präsidenten den Vorsitz übernehmen. Sie gilt als voreingenommen.

Umstritten: Die konservative
Richterin Aileen Cannon wurde
von Trump ins Amt berufen. Foto: PD

Stephan Israel, Brüssel

Künstliche Intelligenz als exis-
tenzielle Gefahr für die Mensch-
heit, ähnlich wie eine Pandemie
oder ein Atomkrieg? Die deutli-
che Warnung kommt in einem
offenen Brief aus der Branche
selber, unterzeichnet unter an-
derem von Erfindern wie Open-
AI-Gründer Sam Altman. Die Ri-
siken der neuen Technologie zu
mildern, müsse «globale Priori-
tät» sein, heisst es in demAufruf.

Das Timing der Warnung
könnte nicht besser sein, die EU
ist gerade dabei, Regeln für
künstliche Intelligenz (KI) fest-
zulegen, und sieht sich hier ähn-
lich schonwie beimDatenschutz
oder mit dem Gesetz zu den so-
zialen Medien als Avantgarde.
Wird die EU dem Anspruch ge-
recht, und wie geht sie vor? Das
EU-Parlament diskutiert heute
und entscheidet noch diese Wo-
che über das weltweit erste KI-
Gesetz. Im Lager der Konservati-
venwillman die Innovation nicht
gefährden und hofft, dass Euro-
pa denAnschluss schafft. Die po-
litischen Kräfte links derMitte se-
hen vor allem die Gefahren.

—Waswird verboten?
Die EU will die Anwendung
künstlicher Intelligenz je nach
Risiko unterschiedlich beurtei-
len. Das Gesetz sieht vier Stufen
vor. Verboten werden sollen An-
wendungenmit «inakzeptablem
Risiko».Die abschreckenden Bei-
spiele sindAnwendungen, die in
Diktaturenwie China und Russ-
land bereits Alltag sind, etwa zur
sozialen Bewertung von Bürge-
rinnen und Bürgern.

Europa dürfe nichtwie China
oder Russland werden, heisst es
aus demEU-Parlament. Konkret
geht es umSysteme zurEchtzeit-
überwachung des öffentlichen
Raums mit Gesichtserkennung.
Der nachträgliche Einsatz ist er-
laubt, aber nur unter Vorbehalt
der Zustimmung eines Richters.
Verboten werden sollen auch
Anwendungen, die Menschen
nach Geschlecht, Rasse oder
Wohnort kategorisieren oderBe-
wegungsprofile erstellen. Nicht
zugelassenwerden sollen ferner
Systeme, die aufgrund des Ge-
sichtsausdrucks zum Beispiel

Stimmungen erfassen und beur-
teilen können.

—Regeln je nach Risiko
Strengen Regeln sollen soge-
nannteHochrisikoanwendungen
unterworfenwerden.Also Syste-
me künstlicher Intelligenz, die
grosse Risiken für Gesundheit,
Sicherheit oderGrundrechte dar-
stellen. In die Kategorie sollen
Anwendungen fallen, wie sie
Banken nutzen, um die Kredit-
würdigkeit einer Privatperson
oder eines Unternehmens zu
prüfen. Ebenso, wenn Schulen
oder Universitäten künftig
künstliche Intelligenz stärker
einsetzen, umPrüfungen zu kor-
rigieren. Oder Justizbehörden,
um Urteile zu schreiben.

Aufgeführt sind auch KI-An-
wendungen in der roboterge-

stützten Chirurgie oder beim
Grenzkontrollmanagement. Feh-
ler könnten hier fatale Folgen ha-
ben. Behörden oder Unterneh-
menmüssen ihreAnwendungen
registrieren lassen, eine
«menschlicheAufsicht» über die
hochriskanten KI-Systeme ins-
tallieren,Transparenzregeln ein-
halten und dokumentieren, mit
welchenDaten trainiertwird. Bei
KI-Systemenmit begrenztemRi-
siko wie Chatbots muss dem
Nutzer oder der Nutzerin be-
wusst sein, dass siemit einerMa-
schine interagieren. Für KI mit
minimalem Risiko wie Spamfil-
ter oder Videospiele gilt freie
Nutzung.

—Spezialfall Chat-GPT
Die Anekdote illustriert, wie
schwer die EU sich tut, der Ent-

wicklung bei ihrerGesetzgebung
zu folgen.Als die EU-Kommissi-
on ihren Entwurf vor knapp zwei
Jahren vorlegte, war Chat-
GPT, ein Dialogsystem, das auf
maschinellem Lernen beruht,
noch kein Thema. Miterfinder
und Open-AI-Gründer Sam Alt-
man meinte wohl auch sein ei-
genes Produkt, als er den offe-
nen Brief mit der Warnung vor
Gefahren für die Menschheit
unterschrieb.

Das EU-Parlamentwill für so-
genannte Allzweck-KI dem ge-
planten Gesetz einen neuen
Abschnitt hinzufügen. ImGegen-
satz zu klassischen Anwendun
gen ist bei Systemen wie Chat-
GPT die Verwendung nicht defi-
niert. Die Gefahr, dass ein
autoritäres Regime eineAnwen-
dungwie Chat-GPTsystematisch

mit Desinformation füttert und
nutzt, um eine alternative Reali-
tät zu verbreiten, ist laut Exper-
ten real. KünftigeAnwendungen
könnten sich auchverselbststän-
digen und ähnlichwie einAtom-
reaktor oder eine Pandemie aus-
serKontrolle geraten, so das Sze-
nario. Die Vorschriften sehen
nunvor, dass BetreiberAI-Inhal-
te kennzeichnen, über Urheber-
rechte Auskunft geben müssen
und im Schadensfall zur Kasse
gebeten werden können.

—Was sind die Streitpunkte?
Die Konservativenwollen heute
im Plenum des EU-Parlaments
versuchen, das Verbot von
künstlicher Intelligenz bei der
Echtzeitüberwachung doch
noch aufzuweichen. In denAus-
schüssen waren sie damit noch

abgeblitzt. Konkret sollen Straf-
verfolgungsbehörden bei ver-
missten Kindern, schwerer Kri-
minalität oderTerrorgefahr live
biometrische Gesichtserken-
nung nutzen dürfen.

Auf der anderen Seitewollen
Linke und Grüne versuchen, das
Verbot von KI im Bereich Asyl,
Migration undGrenzverwaltung
durchzusetzen. Bereits geschei-
tert ist der Versuch, für KI-
Anwendungen im Vorfeld eine
Konformitätsprüfung vorzu-
schreiben. Die EU will auf
Selbstdeklaration derUnterneh-
men setzen. Bei Verstössen ge-
gen die Regeln drohen Geldbus-
senvon bis zu 20Millionen Euro
oder bis zu 4 Prozent des welt-
weiten Jahresumsatzes. Ob die
Drohkulisse Eindruck machen
wird, ist offen.

So plant die EU, KI in den Griff zu kriegen
Gesetz Wie die Bevölkerung vor künstlicher Intelligenz schützen, ohne die Innovation zu bremsen? Darüber diskutiert
das EU-Parlament gerade. Die geplanten Regeln, die Streitpunkte – und warum Chat-GPT ein Spezialfall ist.

Das EU-Parlament will Regeln einführen: Ein Roboter, der mittels künstlicher Intelligenz gesteuert wird. Foto: Maxim Shipenkov (EPA)
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Partners Group N +3.1%
Sika N +2.3%
Richemont N +2.2%

Die Besten

Swisscom N -1.7%
Roche GS -0.7%
Alcon N -0.2%

Die Schlechtesten

Ö
SMI
11301 Punkte

+0.4%

Euro in Franken 0.978 0.75%
Dollar in Franken 0.909 0.76%
Euro in Dollar 1.075 -0.01%
GB-Pfund in Franken 1.137 0.18%
Öl (Nordsee Brent) in Dollar 72.32 -5.3%
Gold (Unze) in Dollar 1957.30 -0.7%
Silber (Unze) in Dollar 24.29 -0.4%

Dow Jones Ind.
34’067 Punkte

+0.6%
Nasdaq Comp.
13’462 Punkte

+1.5%

Börse

Big Pharma Der Pharmakonzern
Novartiswird seine Pipelinemit
einer weiteren ergänzenden
Übernahme ausbauen. Für bis zu
3,5 Milliarden US-Dollar werde
man das US-Unternehmen Chi-
nookTherapeutics übernehmen,
teilte Novartis gestern mit. Mit
dem Zukauf stärkt Novartis den
Angaben zufolge vor allem seine
Pipeline im Bereich der Nieren-
erkrankungen, da Chinook zwei
Wirkstoffe im Spätstadium auf
diesem Gebiet entwickle.

Die Transaktion habe einen
Wert von bis zu 3,5 Milliarden
US-Dollar. Darin enthalten sei
ein Bar-Angebot über 40US-Dol-
lar in bar pro Chinook-Aktie so-
wie ein bedingtesWertrecht von
bis zu 4 US-Dollar in bar je Ak-
tie. Novartis rechnet damit, die
Transaktion in der zweiten Jah-
reshälfte 2023 abzuschliessen,
vorbehaltlich üblicher Ab-
schlussbedingungen. (red)

Novartis kauft
US-Unternehmen
für 3,5 Milliarden

Energie DieAxpo steigerte im ers-
ten Halbjahr 2022/23 den Um-
satz erneut gesteigert, dies nach-
dem der Energiekonzern bereits
vor einem Jahrvon extremhohen
Strompreisen profitiert hatte.

Unter anderem positive Ent-
wicklungen an den Finanz- und
Währungsmärkten liessen der-
weil den Gewinn in die Höhe
klettern. Die Gesamtleistung der
Axpo stieg im ersten Semester
2022/23 (per Ende März) auf
6,50 Milliarden Franken von
zuvor 6,01Milliarden zurück,wie
die Gruppe gestern mitteilte.

Zu diesemAnstieg habe unter
anderem das gute Ergebnis im
internationalenHandelsgeschäft
einen Beitrag geleistet. Das
Betriebsergebnis vor Zinsen und
Steuern (Ebit) kletterte auf
3,85 Milliarden Franken von
1,02Milliarden imVorjahr. Stark
positiv hätten sich – nach
der Beruhigung der Situation
an den Energiemärkten – «Er-
gebnisverschiebungen» im Um-
fang von 1,57 Milliarden ausge-
wirkt, hiess es. DerGewinn rück-
te nach Abzug von Steuern auf
3,21 Milliarden Franken von 736
Millionen vor. (red)

Axpo steigert
Umsatz undmacht
hohen Gewinn

Alexandra Aregger
und Jorgos Brouzos

Am frühen Montagmorgen ver-
kündete die nunmehr einzige
Schweizer Grossbank in einem
offenen Brief: Die Übernahme
der Credit Suisse durch die UBS
ist vollzogen.An diesem histori-
schen Tagwerden noch die letz-
ten Unterschriften unter den
Übernahmevertrag gesetzt, dann
ist dieMegafusion endgültig be-
siegelt.

Für die Kundinnen und Kun-
den der CS ändert dieser Tag
nichts. Die Bank existiert vorläu-
figweiter, sie ist nun einfach ein
Teil der UBS. Für die Mitarbei-
tenden ändert sich hingegenvie-
les. Denn erstmit demAbschluss
des Deals erhält die UBS vollen
Zugang zu allen Geschäftsunter-
lagen der CS. Sie kann offiziell
mit allenAngestellten der Credit
Suisse reden und allfällige noch
in der CS schlummernde Risiken
herausarbeiten.

Was ändert sich für
die CS-Mitarbeitenden?
So gibt die UBS zum Start der
neuen Ära auch bereits den Ta-
rif durch. Wie die britische «Fi-
nancial Times» berichtet, soll die
UBS den CS-Bankern nach der
Übernahme strenge Regeln auf-
erlegen. Die Führungskräfte der
UBS haben offenbar eine Liste
mit fast zwei Dutzend «roten Li-
nien» erstellt, die den Mitarbei-
tenden ab dem ersten Tag der
Zusammenlegung eine Reihevon
Aktivitäten untersagen würden.
Die Zeitung beruft sich auf
Personen, diemit denMassnah-
men vertraut sind.

Die Liste umfasse 11 finanzi-
elle und 12 nicht finanzielle Ri-
siken. Einige Risiken sind opera-
tiverNatur, sie betreffen etwa die
Nutzung der Büroräume. Ande-
re wirken sich direkt auf die Ge-
schäfte der Credit Suisse aus.

So ist es etwa verboten, Kundin-
nen und Kunden aus Risikolän-
dern wie Libyen, Russland, dem
Sudan oderVenezuela aufzuneh-
men. Ebenfalls untersagt ist es
CS-Leuten, neue Produkte zu
lancieren, ohne dass die UBS-
Manager zustimmen.Diesemüs-
sen sie auch um Erlaubnis bit-
ten, wenn sie mit Vermögens-
wertenwie Jachten, Schiffen und
Immobilien unterlegte Kredite
von über 60MillionenDollarver-
geben wollen. Gesperrt würden
zudemukrainische Politiker und
Staatsunternehmen, um mögli-
che Geldwäsche zu verhindern.

Hintergrund sind die Befürch-
tungen der UBS-Führung, dass
sie es mit einer Bank zu tun ha-
ben, die viel eher bereit war für
riskante Kundinnen und Produk-
temit hohemRisiko. Schliesslich
reihten sich in den letzten Jah-
ren der Credit Suisse Skandale
an Krisen. UBS-Chef Sergio Er-
motti liess bereits imMai verlau-
ten, die neue Bank werde «risi-
kobewusst» geschäften.

Hat das Personal nun
endlich Klarheit?
Nein. Die Frage, wie viele Ange-
stellte ihren Job verlieren, bleibt
offen. Der Stellenabbau werde
«schmerzlich» sein, warnte
Ermotti. Die «SonntagsZeitung»
berichtete, dassweltweit 30’000
der insgesamt 120’000 Stellen
von UBS und Credit Suisse in
Gefahr sind. Gleichzeitig mach-
ten in den letzten Wochen Be-
richte die Runde,wonach bei der
CS-Personalabteilung wöchent-
lich bis zu 200 Kündigungen ein-
gingen.

«Es istwahr, dass circa 10 Pro-
zent der Arbeitskräfte in den
letzten Monaten – auch schon
vor der Übernahme – gegangen
sind», sagte Bankchef Sergio
Ermotti am Montag gegenüber
dem Schweizer Fernsehen SRF.
Das trage dazu bei, die sozialen

Kosten etwas abzumildern. Im
Verlaufe des Montags meldete
sich auch der Bankpersonalver-
band zu Wort. Er verlangt, dass
möglichst viele Arbeitsplätze in
der Schweiz erhaltenwerden, ein
gemeinsamer Sozialplan für
«mindestens» fünf Jahre erstellt
werde und dass dieMitarbeiten-
den alle gleich behandelt wür-
den. Solange der Integrations-
prozess und die konkreten Per-
sonalentscheide nicht geklärt
seien,wird ein Stopp der Kündi-
gungen in der Schweiz gefordert.

DerVerband kritisiert die bis-
herige Kommunikation als un-
genügend. «Die Mitarbeitenden
leben seit 85Tagen in Ungewiss-
heit über ihre berufliche Zu-
kunft», schreibt der Verband im
Communiqué.

Wie geht es mit dem
CS-Management weiter?
Mehrere prominente CS-Füh-
rungskräfte verlassen die Bank,
wie aus einem internen Memo
hervorgeht. So haben der bishe-
rige Chefjurist Markus Diethelm,
der Finanzchef Dixit Joshi und
Asienchef Edwin Low ihren Ab-
schied verkündet. Diehelm war
vor seinem Engagement bei der
CS der Chefjurist der UBS.

Bleiben wird der CS-Vermö-
gensverwaltungschef Francesco
De Ferrari. Er wird Berater von
Iqbal Khan, demVermögensver-
waltungschef der UBS. Das
Schweizer Geschäft der CS wird
weiter von André Helfenstein
betreut.

Und wo ist Axel Lehmann?
Die Credit Suisse wird nun eine
Tochterfirma derUBS. Präsident
des CS-Verwaltungsrats soll
UBS-Vize Lukas Gähwiler wer-
den. Er hat bei beiden Grossban-
ken gearbeitet und beim Zusam-
menschluss der beiden Gross-
banken eine wichtige Rolle
gespielt. Im Gremium fehlt aber

ein wichtiger Name: Axel Leh-
mann.Der CS-Präsident hat kei-
ne Funktion in der neuenMega-
bank.DieMedienstelle derCS be-
stätigt denAbgangvonLehmann.

Was sagen die UBS-Chefs?
UBS-Chef Ermotti versucht der-
weil, einen neuenTeamgeist auf-
zubauen. Gemeinsam mit UBS-
Präsident Colm Kelleher appel-
lierte er am Montag in einer
Nachricht an sämtlicheMitarbei-
tende, dass sie «nicht an alten
Rivalitäten festhalten oder uns
von der Integration und dem ex-
ternen Druck ablenken lassen».

«Heute ist ein grosser Tag»,
wird Ermotti zitiert. Man arbei-
te von nun an als ein Unterneh-
men zusammen – mit einem
gemeinsamen Ziel. «Wir haben
viel Arbeit vor uns, und vielleicht
wird nicht alles reibungslos
verlaufen», so Ermotti und Kel-
leher weiter. Alle Angestellten
müssten bereit sein, voneinan-
der zu lernen und sich gegensei-
tig zuzuhören. Die Palette an
Produkten undDienstleistungen
soll nun ausgebautwerden, das-
selbe gilt für die geografische
Reichweite.

Zieht nun die Aufsicht
die Schraube bei der UBS an?
Die Finanzmarktaufsicht (Fin-
ma) begrüsst in einerMitteilung
die Stossrichtung der UBS, die
Risiken der CS im Investment-
bankingmöglichst schnell abzu-
bauen. Finma-Direktor Urban
Angehrn sagt über den Zusam-

menschluss: «Er schafft Klarheit
und Stabilität für die involvier-
ten Banken, deren Kundinnen
und Kunden sowie für den
Schweizer Bankenplatz.»

Weil die UBS nach der Fusion
eine grössere Bilanz haben dürf-
te,wird sie höhere Kapitalpolster
aufbauen müssen. Dazu erhält
sie eine grosszügige Übergangs-
frist: Damomentan noch unklar
ist, wie gross die Bilanz der UBS
wird und was für Risiken sie
in ihren Büchern hält, muss sie
erst ab Ende 2025 damit begin-
nen, zusätzliches Kapital aufzu-
bauen. Spätestens Anfang 2030
muss sie die Polster dannvorhal-
ten. Unabhängig vom Ende der
CS müssen systemrelevante
Banken in der Schweiz ab 2024
mehr flüssige Mittel halten.

Bereits 2022 hat der Bundes-
rat dazu Änderungen bei der
Liquiditätsverordnung beschlos-
sen. Für UBS, Raiffeisen, Postfi-
nance und die ZKB werden
jeweils institutsspezifische Zu-
schläge eingeführt. Im Herbst
wird die Finma den Bankenmit-
teilen, wie hoch sie ausfallen.

Was passiert mit
der CS-Aktie?
Die CS-Aktien wurde gestern
zum letzten Mal gehandelt.
Danach verschwand das Kürzel
«CSGN» von der Börse. Ab mor-
gen ist sie dann dekotiert. Im
Schweizer Leitindex SMIwerden
sie durch die Aktien des Logis-
tikunternehmens Kühne undNa-
gel ersetzt.

Die Aktien wurden am Mon-
tagmorgen für82 Rappen gehan-
delt. Dabei blieb es bis zum
Schluss. Die Papiere gingen
schliesslichmit einemTagesplus
von 1,1% aus dem Handel.

Zur Erinnerung: Der histori-
sche Höchststand der CS-Aktie
im Jahr 2000 betrug 96.50 Fran-
ken – mehr als hundertmal
so viel.

Die UBS brummt den CS-Angestellten
strenge Regeln auf
Megafusion Die UBS hat die Übernahme vollzogen: Die Credit Suisse erhält einen neuen Verwaltungsrat,
und ihre Aktien verschwinden. Die grössten Änderungen gibt es aber für das Personal.

Die Credit Suisse, wie die Schweiz und ihre Kundschaft sie kannten, ist Geschichte: Logo der übernommenen Grossbank beim Bundesplatz in Bern. Foto: Peter Klaunzer (Keystone)

«Es ist wahr, dass
circa 10 Prozent
der Arbeitskräfte
gegangen sind.»

Sergio Ermotti, UBS-Chef


